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Einführung 

Die Notwendigkeit der Geldwertsicherung im internationalen Wirt-
schaftsverkehr  ist angesichts des weltweiten Inflationstrends augenschein-
lich1, zumal die Rechtsordnung selbst nicht die Werterhaltung von 
Geldverbindlichkeiten gewährleistet, sondern die Rechtssubjekte in dieser 
Hinsicht weithin den wirtschafts- und währungspolitischen Manipulatio-
nen der Staaten und intergouvernementalen Organisationen unterwirft.  Man 
bezeichnet daher zu Recht das derzeit geltende Währungssystem als manipu-
lierte  Währung 1. 

I. 

Die Anfälligkeit von Geldforderungen gegenüber Währungsverfall  ist 
vorab auf die Durchsetzung  des Nominalismus  in der geldrechtlichen Theo-
rie und Praxis bei der Bestimmung  des Inhalts  und Umfangs  der Geldobliga-
tion  zurückzuführen3. Das Nennwertprinzip besagt im wesentlichen4, daß 
die Tilgungswirkung  einer Geldleistung allein  vom Nennwert  — d. h. dem 
Geltungswert, der durch die aufgedruckte Zahl der Recheneinheit bestimmt 
wird — abhängt. Der Geldwert oder die Kaufkraft  ist unbeachtlich5. 

Entspricht der Nennbetrag des gezahlten Geldes dem Betrag der Geld-
schuld, ist die Schuld getilgt6, unabhängig davon, ob zwischen Begründung 

1 Bekanntlich schränkt die Inflation die Funktion des Geldes als verkörperte Kaufkraft 
und Wertträger ein. s. hierzu Burghardt,  15 insbes. 43 ff. 
Hinsichtl ich der Auswirkungen der Inflation auf die Rechtsordnung s. Hirschberg,  35 ff. 

2 Vgl. Veit, 162 ff. 
1 Einzelheiten bei Nussbaum, Money, 17 ff.;  Mann, Legal Aspect, 71 ff.;  H.J.  Hahn, in: 

Festschrift  Zweigert, 641-646. Aus vorwiegend nationalökonomischer Sicht, vgl. Stützel, 
12. 

4 Vgl. M. Wolff,  Das Internationale Privatrecht, 158 f.; Fögen,  137 ff.; Carreau , Sou-
veraineté, 62 ff.;  H.J.  Hahn (Anm. 3). 

5 Dabei unterscheidet man in der Nationalökonomie zwischen: binnenwirtschaftlicher 
Kaufkraft,  die sich u. a. in den Preisen und Löhnen niederschlägt (vgl. Ziehm,  3 m.w.N. ) , und 
außenwirtschaftlicher  Kaufkraft,  die u.a. durch den Kurswert, der sich in den Devisen- und 
Wechselkursen ausdrückt, indiziert wi rd (vgl. Lipfert,  l l f f . ) . 

6 Differenzierend  Hirschberg,  der bei mittel- und langfristigen Verbindlichkeiten mit einer 
Laufzeit über 3 Jahre die Anwendung des valoristischen Prinzips für sachdienlicher erachtet; 
und nur für kurzfristige  Verbindlichkeiten unter 3 Jahre an der Geltung des Nominalismus 
festhalten w i l l (99-104). 
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und Erfüllung der Geldobligation eine Veränderung des Geldwertes eingetre-
ten ist. Eine automatische  Anpassung des Nennbetrages  an den Geldwert 
nach oben oder unten findet daher im Gegensatz  zur  valoristischen  Theorie 7, 
nach der letztlich nicht der Nenn- sondern der Kaufkraftwert  für den 
Umfang der Geldschuld entscheidet, nicht  statt. 

Demnach ist die wichtigste  Konsequenz  der nominalistischen  Theorie y daß 
sie die Gleichheit  von Geld  und Geldverbindlichkeit  bewirkt. Allein maßge-
bend und ausreichend ist die Idendität der Zahl zwischen bezahlter und 
geschuldeter Währungseinheit. Der Nominalismus beruht nicht zuletzt auf 
der Funktion des Geldes als gesetzlich bestimmtes Zahlungs- und Tausch-
mittel, die einen Annahmezwang des Geldes zum festgelegten Zwangs-
kurs als Element der Bestimmtheit und Rechtssicherheit voraussetzt, soll die 
staatliche Autorität keinen Schaden erleiden8. 

Die konträre Theorie des Valorismus,  welche die Beibehaltung des vertrag-
lich intendierten Leistungsgleichgewichts gewährleistet, hat sich trotz ihres aus 
vertragsethischer Sicht größeren  Gerechtigkeitsgehaltes 9 gegenüber dem 
Nennwertprinzip  wegen dessen besserer  Praktikabilität  nicht behaupten 
können; denn ein Rechnen mit festen Beträgen ermöglicht erst eine sinnvolle 
Geldpolitik und erleichtert auch die kaufmännische Arbeit der Rechnung, 
Planung und Vorauskalkulation, weil es keiner langen und oft komplizierten 

Allerdings wird man angesichts der weltweiten Durchsetzung des Nennwertgrundsatzes 
dieser These wenig praktische Relevanz zubilligen können. Soweit Hirschberg  untersucht, in 
welchem Maße sein Vorschlag in der monetären Rechtsordnung eine Grundlage findet, sind 
seine Aussagen daher leider in der Praxis nicht verwertbar. Diesen Vorbehalt macht mit Recht 
E. Lomnicka  bei der kritischen Besprechung dieser Schrift  geltend (LQR 93,1977,143-145). 
Um eventuellen Mißverständnissen vorzubeugen, soll hervorgehoben werden, daß das Nenn-
wert  f>rinzip  primär  für die in der Praxis bedeutendste Geldschuldart, die Geldsummen-  oder 
Geldbetragsschuld,  bei der für die Bestimmung der vertraglichen Leistung ein fester Geldbe-
trag, d.h. eine monetäre Größe maßgebend ist, gi l t . Steht ein anderer Zweck, etwa der 
Ausgleich eines Schadens oder Zugewinns im Vordergrund, d.h. stellt Geld nur das Medium 
der Leistungsübertragung dar, ist in erster Linie der zur Erreichung dieser Zwecke erforderli-
che Geldwert ausschlaggebend, vgl. Horn,  Geldwertveränderungen, 12 m.w.N. 
Wenn im folgenden von Geldschulden die Rede ist, bezieht sich das ausschließlich auf 
Geldsummen- bzw. Geldbetragsschulden. 

7 Diese Theorie geht zurück auf v.  Savigny  (406), der das Geld als Träger einer Vermögens-
macht ansah. Sie verlor aber ihren Einfluß und wird in neuerer Zeit nur noch vereinzelt 
vertreten; so vor allem von Eckstein,  10 ff.;  vgl. dazu auch Bohndorf,  13 ff.  m.w.N. 

8 So die „staatliche Theorie des Geldes", die direkt zuerst von Knapp  (30-34, 439) 
vertreten wurde. Weitere Hinweise auf die ältere Literatur bringen Bohndorf  (13 ff.)  und 
Ziehm  (20 ff.). 
Vgl. auch Mann, der den Nominalismus aus dem Parteiwillen  ableiten w i l l (Legal Aspect, 76 
f.). In der Tat spricht einiges für diese These, da eine möglichst hohe Rechtssicherheit bei der 
Bemessung der Geldschuld sicherlich auch im Interesse der Parteien liegen dürfte. 

9 Das Nennwertprinzip führt  zu einer Entreicherung des Gläubigers, indem es diesem den 
Entwertungsverlust zuweist, während dagegen die Zahlungspflicht des Schuldners real 
abnimmt. Auf der anderen Seite aber darf  der Gläubiger einen Wertzuwachs des Geldes 
behalten. Letztere Möglichkeit scheint jedoch angesichts des weltweiten Inflationstrends nur 
theoretisch zu bestehen. 
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Feststellung über die Höhe der geschuldeten Leistungen zur Beurteilung und 
Ermittlung der Ergebnisse vergangener Wirtschaftsperioden  bedarf10. 

Es liegt nun auf der Hand, daß das Nominalwertprinzip  wegen der durch 
die inflationäre  Entwicklung  bewirkten Wertverschlechterung  des Geldes 
und dem damit verbundenen Risiko11 für den Gläubiger von Geldforderun-
gen sich hemmend auf das Wirtschaftsleben auswirken und zu schweren 
volkswirtschaftlichen Störungen führen kann12. Diese Gefahr  des Wertverlu-
stes  für den Gläubiger besteht  besonders  bei langfristigen  Verbindlichkeiten, 
bei denen Vertragsschluß und -erfüllung weit auseinanderliegen. 

II. 

Die im nominalistischen Prinzip liegende Gefahr  des Wertverlustes  von 
Geldverbindlichkeiten kann aber gebannt oder zumindest weitgehend  ausge-
schaltet  werden, wenn ein Währungssystem  installiert  ist, das die Staaten zur 
Erhaltung  der  Kaufkraft  ihres Geldes zwingt. 

Diese Voraussetzungen waren, wenn überhaupt, nur unter dem bis zu 
Beginn des ersten Weltkrieges vorherrschenden Goldstandard  gegeben, da 
dessen Geldordnung langfristig die Erhaltung der Stabilität der Währungen 
durch den sog. Goldmechanismus gewährleistete13, der eine Schwankung der 

1 0 Ebenso Duden,  in: Verhandlungen des 40. DJT, 46 ff. 
11 Humbert,  130 f. Davon zu unterscheiden ist das wirtschaftliche  Risiko  wie z.B. die 

Zahlungsunfähigkeit des Schuldners. Vgl. dazu Humbert,  100 ff. 
1 2 In Verfolg des nominalistischen Prinzips stellte das BVerfG in einem Beschluß vom 21. 

Januar 1969 fest, daß die Einkommensgarantie des Art. 141 GG keine „staatliche Wertgaran-
tie des Geldes" beinhaltet (HFR 1969, 347). Nach der in der Rspr. vorherrschenden 
Auffassung  gil t das Nominalwertprinzip als eine der Grundlagen der geltenden Rechts-, 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. Vgl. dazu BVerfG NJW 1979, 1151 ff.,  1154 f.; 
BVerwGE 41, 1 ff.  = NJW 1973, 529 ff.,  530; BFH 89, 422 ff.,  434 ff.;  92, 561 ff.,  564 f.; 
NJW 1974, 2330 ff.,  2331 f.; B G H Z 61, 31 ff.,  38; BAG NJW 1973, 959 ff.,  960. Allerdings 
setzt die Rspr. dem Nennwertprinzip durch § 242 BGB eine Schranke, falls der Wertverlust 
für den Betroffenen  eine unerträgliche Härte darstellt (vgl. BAG NJW 1973, 959 ff.,  960 und 
1599; B G H Z 61, 31 ff.,  38). 
Kritisch zu dem Nominalwertprinzip: Medicus,  in: DB 1974, 759 ff.;  Papier,  in: JUS 1974, 
457 ff.;  Reichert-Facilides,  in: JZ 1974, 483 ff.;  Bettermann,  in: RdA 1975, 2 ff. 
Dagegen aus dem Prinzip uneingeschränkt festhaltend; Reuter,  in: Z H R 137, 1973, 482 ff.; 
Mann, in: NJW 1974,1297 ff.  Vgl. zu diesem Problemkreis auch die umfassende Darstellung 
in v. Maydell,  53 ff.  Zur aktuellen Problematik s. zuletzt v.  Arnim,  in ZRP 1980, 201 ff. 

1 3 Ausführlichere  Darstellung der Goldwährung bei Veit,  92 ff.  Veit  unterscheidet 4 Arten 
von Goldwährungen: reine Goldumlaufswährung, vollgedeckte Mischumlaufswährung, teil-
gedeckte Mischumlaufswährung und Goldkernwährung. Bei letzterer läuft im Unterschied 
zu den anderen nur goldgedecktes Zeichengold um (115). Bei der Goldwährung vor dem 
ersten Weltkrieg handelte es sich um eine teilgedeckte Mischumlaufswährung, da neben 
Goldmünzen auch goldgedecktes Zeichengeld zirkulierte, wobei die Golddeckung einen 
bestimmten Prozentsatz des gesamten Zeichengeldumlaufs nicht unterschreiten durfte. 


